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Text 

Insolvenz- und gesellschaftsrechtliche Bestimmungen 

§ 7. (1) Ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kann nur von der FMA gestellt werden. 
Ihr steht im Sanierungs- oder Konkursverfahren Parteistellung zu. Die Geschäftsleiter der Abbaueinheit 
sind gegenüber der FMA zur Vorbereitung und Mitwirkung bei der Stellung des Insolvenzantrags 
verpflichtet. § 67 Insolvenzordnung – IO, RGBl. Nr. 337/1914, ist nicht anzuwenden. 

(2) Ab Schaffung der Abbaueinheit neu gewährte Kredite sowie Maßnahmen, die seitens des Bundes 
und der ABBAG – Abbaumanagementgesellschaft des Bundes nach dem Bundesgesetz über Maßnahmen 
zur Stabilisierung des Finanzmarktes (Finanzmarktstabilitätsgesetz – FinStaG), BGBl. I Nr. 136/2008, 
und dem Bundesgesetz über die Einrichtung einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes 
(ABBAG-Gesetz), BGBl. I Nr. 51/2014, gesetzt werden, sind nicht Eigenkapital ersetzend im Sinn des 
Eigenkapitalersatzgesetzes (EKEG), BGBl. I Nr. 92/2003. 

(3) Eine Sanierung der Abbaueinheit im Sinne des § 14 EKEG kann nicht eintreten, solange die 
Verbindlichkeiten die im Jahresabschluss unter Z 1 bis 3, 5, 6 und 13 der Anlage 2 zu § 43 BWG 
auszuweisenden Aktiva übersteigen, wobei zu Z 3 lit b der Anlage 2 zu § 43 BWG nur solche sonstigen 
Forderungen an Kreditinstitute, deren Restlaufzeit ein Jahr nicht übersteigt und zu Z 6 der Anlage 2 zu 
§ 43 BWG nur solche Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere, die an einem geregelten 
Markt gehandelt werden, zu berücksichtigen sind. 

(4) Die Bestimmungen des Unternehmensreorganisationsgesetzes – URG, BGBl. I Nr. 114/1997 
sind auf die Abbaueinheit nicht anzuwenden. 

(5) Eine Haftung der Gesellschafter der Abbaueinheit oder ihrer Beteiligungsgesellschaften für 
Verbindlichkeiten der Abbaueinheit ist ausgeschlossen. 

(6) Werden im Rahmen oder zur Sicherung von Maßnahmen, die seitens des Bundes und der 
ABBAG – Abbaumanagementgesellschaft des Bundes nach dem FinStaG und dem ABBAG-Gesetz 
gesetzt werden, von einer Gebietskörperschaft, von einem Rechtsträger, der durch Bundes- oder 
Landesgesetz errichtet wurde, oder in deren Auftrag von einem sonstigen Rechtsträger 
Teilschuldverschreibungen begeben, so findet auf diese Teilschuldverschreibungen das Gesetz vom 
24. April 1874 betreffend die gemeinsame Vertretung der Rechte der Besitzer von auf Inhaber lautenden 
oder durch Indossament übertragbaren Teilschuldverschreibungen, RGBl. Nr. 49/1874, keine 
Anwendung. 


